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SITZUNGSVORLAGE 
 
 

  

Thema: Flughafen Friedrichshafen GmbH (FFG) - Bericht zur aktuellen Lage 
sowie die Gewährung von weiteren Finanzbeiträgen des 
Bodenseekreises für die nächsten drei Jahre (2026 bis 2028) 

  

 
 
 

  

Frühere Beratungen: KT vom 23.06.2021 (SV 606/2021/1) - Flughafen Friedrichshafen GmbH 
(FFG) – Beratung und Beschlussfassung zur Umstrukturierung und Fi-

nanzierung 
KT vom 23.06.2021 (SV 643/2021) – Gründung einer Besitzgesellschaf t 
zum Kauf  von Grundstücken und Gebäuden der Flughafen Friedrichsha-

fen GmbH zum Zweck der Vermietung an die Flughafen Friedrichshafen 
GmbH 
KT vom 22.07.2021 (SV 646/2021) - Gründung einer Besitzgesellschaf t 

zum Kauf  von Grundstücken und Gebäuden der Flughafen Friedrichsha-
fen GmbH zum Zweck der Vermietung an die Flughafen Friedrichshafen 
GmbH - weitere Beschlussfassung 

KT vom 08.05.2025 (SV 362/2025/1) – Flughafen Friedrichshafen (FFG) 
– Bericht und Beschlussfassung zur aktuellen Lage, zur Änderung des 
2022 notif izierten U-Plans, die anteilige Umwidmung bereits genehmigter 

Zuschüsse sowie die Gewährung von weiteren Zuschüssen ab dem Jahr 
2026 

  

 
  

Anlagen: keine 
  

 
   

Sachvortrag: Luca Wilhelm Prayon, Landrat 

Detlef  Schäfer-Caroll, Geschäf tsführer 
Claus- Dieter Wehr, Geschäf tsführer 
Martin Buck, IHK Präsident und Vorsitzen-

der des Aufsichtsrats der FFG 

Zeitdauer (ca.)  30  Min.  

   

 

 
 
 

  

Beschlussvorschlag: 1. Der Bericht der Geschäftsführung zur aktuellen Lage der Flug-

hafen Friedrichshafen GmbH (FFG) wird zur Kenntnis genom-

men. 

 

2. Der Kreistag bekennt sich weiterhin zum Erhalt des Flughafens 

und erklärt seine Bereitschaft diesen als wichtige Infrastruktur- 

und Wirtschaftsförderungseinrichtung wie folgt zu unterstützen: 

 

2.1 Der Bodenseekreis gewährt im Jahr 2026 ein marktkon-

form auszugestaltendes Darlehen in Höhe von 1 Mio. 

Euro. Ebenso bewilligt er eine mögliche Aufstockung 

dieser Darlehenssumme in den Jahren 2027 und 2028 

um jeweils bis zu 1 Mio. Euro.  

 

2.2 Die Auszahlung des Darlehens soll jährlich bedarfsge-

recht vollumfänglich oder in Tranchen erfolgen. Das 
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Darlehen dient zur Deckung des akuten Liquiditätsbe-

darfs als Überbrückungsfinanzierung. 

 

2.3 Die Verwaltung wird ermächtigt, in enger Absprache mit 

der Stadt Friedrichshafen und unter Beachtung beihilfe-

rechtlicher Vorgaben die konkreten Eckdaten des Darle-

hens, wie Konditionen und Inhalte, einschließlich ggf. 

der Auszahlung in mehreren Tranchen festzulegen, und 

die dafür erforderlichen Verträge vorzubereiten und ab-

zuschließen sowie ggf. erforderliche rechtsaufsichtsbe-

hördliche Genehmigungen einzuholen.  

 

2.4 Die Ausreichung des Darlehens steht ausdrücklich unter 

den nachfolgend aufgeführten Vorbehalten: 
 

2.4.1 die EU-beihilferechtliche Zulässigkeit, 

2.4.2 die Gewährung und gleichartige Ausgestaltung 

eines Gesellschafterdarlehens durch den Gesell-

schafter der Stadt Friedrichshafen, 

2.4.3 die Erteilung ggf. erforderlicher rechtsaufsichts-

behördlicher Genehmigung. 

 

2.5 Die Ausreichung des Darlehens steht unter den Erwar-

tungen, dass: 

 

2.5.1 private Unterstützer (Wirtschaftsakteure, Förder-

verein etc.) ebenfalls Beschlüsse bzw. Zusagen 

bezüglich der jährlichen Bereitstellung von Fi-

nanzbeiträgen i. H. v. mindestens der gleichen 

Höhe wie Stadt bzw. Landkreis leisten,  

2.5.2 die FFG weiterhin Optimierungen zur Verbesse-

rung der Verlustsituation der Gesellschaft einlei-

tet, die möglichst ein Ergebnisverbesserungspo-

tential i. H. v. 1 Mio. Euro/ Jahr umfassen. 

2.5.3 die FFG geeignete Finanzierungskonzepte entwi-

ckelt, wie der anstehende Finanzierungsbedarf 

für Investitionen bis 2030 gedeckt werden 

könnte. 

 

3. Der für das Darlehen benötigten außerplanmäßigen Mittel-

bereitstellung wird zugestimmt. 

 

4. Der Kreistag bewilligt, die beihilferechtliche Beratungs-

leistungen der Kanzlei CMS Hasche Sigle (CMS) in An-

spruch zu nehmen und stimmt der hälftigen Kostententei-

lung mit der Stadt Friedrichshafen zu. Die hierfür erforder-

lichen Mittel werden außerplanmäßig bereitgestellt.  

  

 
 
 

Gremium Zuständigkeit Sitzung am Öffentlichkeitsstatus 

Ausschuss für Finanzen, Verwaltung und 
Kultur 

Vorberatung 29.04.2026 nicht öffentlich 

Kreistag Beschluss 13.05.2026 öffentlich 
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Finanzielle Auswirkungen (mit der Kämmerei abzustimmen!): x ja  nein 
 

Aufwendungen/Auszahlungen 

Ergebniswirksam: x  Investiv: x  

Einmaliger Aufwand N.N. Euro Einmalige Auszahlung  Euro 

Jährlicher Aufwand 
Gesamtbetrag 

 Euro 
Jährliche Auszahlungen 
Gesamtbetrag 

Bis zu 3 Mio. Euro 

Aufwand 1. Jahr  Euro Auszahlung 1. Jahr Bis zu 1 Mio. Euro 

Aufwand 2. Jahr  Euro Auszahlung 2. Jahr Bis zu 1 Mio. Euro 

Aufwand 3. Jahr  Euro Auszahlung 3. Jahr Bis zu 1 Mio. Euro 

Aufwand 4. Jahr  Euro Auszahlung 4. Jahr  Euro 

   Jährliche Abschreibung  Euro 
 

 

Erträge/Einzahlungen 

Ergebniswirksam:   Investiv:   

Einmaliger Ertrag  Euro Einmalige Einzahlungen  Euro 

Jährliche Erträge 

Gesamtbetrag 
 Euro 

Jährliche Einzahlungen 

Gesamtbetrag 
 Euro 

Ertrag 1. Jahr  Euro Einzahlung 1. Jahr  Euro 

Ertrag 2. Jahr  Euro Einzahlung 2. Jahr  Euro 

Ertrag 3. Jahr  Euro Einzahlung 3. Jahr  Euro 

Ertrag 4. Jahr  Euro Einzahlung 4. Jahr  Euro 

   Jährliche Auf lösung  Euro 
 

 

Mittelbereitstellung im Haushalt: 

Ergebnishaushalt:   Investitionshaushalt:   

Produkt:  Investitions-Nr.  

Kostenstelle:    

Sachkonto:    
 

Zur Verfügung stehende Mittel:  Euro 
 

 

ggf. noch bereit zu stellen: 2026: 1 Mio.  Euro 

Deckungsvorschlag: 

Ergebnishaushalt:   Investitionshaushalt: x  

Produkt:  Investitions-Nr. N.N. (F*) 

Kostenstelle:    

Sachkonto:    
  

 
 

Medien: x PowerPoint  pdf -Datei     
 

 

 
 

Elektronisch mitgezeichnet von: 
 

x Landrat  x Dezernat 1  Dezernat 2 
 

   x Dezernat 3      Dezernat 4   x 
Amt 30 - Finanzen und 
Bildung/ BTM 

 

 
t 
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1. Ausgangslage:  
 
Der Verkehrsflughafen Friedrichshafen wird von der Flughafen Friedrichshafen GmbH (FFG) 
betrieben. Das Stammkapital der FFG beträgt 12.504.414,00 Euro. Die Gesellschafteranteile 
verteilen sich tabellarisch wie folgt: 
 
 Stammkapital Anteil 
Stadt Friedrichshafen 4.923.649 € 39,38 % 
Landkreis Bodenseekreis 4.923.649 € 39,38 % 
Land Baden-Württemberg 717.399 € 5,74 % 
Technische Werke Friedrichshafen GmbH 514.132 € 4,11 % 
ZF Friedrichshafen AG  540.421 € 4,32 % 
Luftschiffbau Zeppelin GmbH  443.124 € 3,54 % 
Förderverein Flughafen e.V.   198.118 € 2,56 % 
Rolls-Royce Solutions GmbH 121.961 € 0,98 % 

 12.504.414 € 100,00 %   
 
Historie seit der letzten Beschlussfassung des Kreistags  
 
In der Sitzung des Kreistags am 23. Juni 2021 (SV 606/2021/1) wurde u. a. die Umstrukturie-
rung des Flughafens sowie die finanzielle Unterstützung des Bodenseekreises beschlossen. 
Am gleichen Tag wurde der Verkauf der Grundstücke und Gebäude des Flughafens zur wei-
teren Vermietung beschlossen (Sale & Lease Back, vgl. SV 643/2021). In der Sitzung des 
Kreistags am 22. Juli 2021 wurde dafür ferner die Gründung der LZ Horizon GmbH & Co. KG 
(LZH) als zukünftige Eigentümerin und Vermieterin beschlossen (SV 646/2021). Der Land-
kreis Bodenseekreis ist mit 40,00 % und die Luftschiffbau Zeppelin GmbH mit 60,00 % an 
der LZH beteiligt. 
 
Am 11. März 2022 hat die EU-Kommission den Umstrukturierungsplan sowie die staatlichen 
Beihilfen bis einschließlich 2025 genehmigt. In seiner Sitzung vom 8. Mai 2025 hat der Kreis-
tag die bedarfsgerechte anteilige Umwidmung der bisher genehmigten, jedoch vom Flugha-
fen Friedrichshafen GmbH nicht ausgeschöpften Investitionskostenzuschüsse in Höhe von 
bis zu 2,5 Mio. Euro in Betriebskostenzuschüsse zugestimmt. Die entsprechenden Beträge 
wurden zwischenzeitlich vollumfänglich ausbezahlt. 
 
Nach Maßgabe definierter Vorbehalte hat sich der Bodenseekreises als Gesellschafter auf 
Grundlage des Grundsatzbeschlusses des Kreistags vom 23.06.2021 (SV 606/2021/1; Be-
schluss Ziffer 5) i.V.m. dem Beschluss vom 8.5.2025 (SV362/2025/1; Beschluss Ziffer 2.2) 
bereiterklärt, in den Jahren 2026 bis 2030 jährlich einen Zuschuss für Investitionskosten in 
Höhe von bis zu maximal 1,5 Mio. Euro zu gewähren. Die Vorbehalte konnten nicht erfüllt 
werden, weshalb die Zuschussgewährung nicht zum Tragen kam. 
 
Die Geschäftsführung der Flughafen Friedrichshafen GmbH wird in der Sitzung zur wirt-
schaftlichen Lage des Flughafens ausführen. Auf die Berichterstattung wird verwiesen. 
 
 
2. Sachverhalt: 
 
Auf Initiative und durch Mithilfe des Aufsichtsratsvorsitzenden sowie der WFB ist es der Ge-
schäftsführung der Flughafen Friedrichshafen GmbH gelungen, innerdeutsche Flugverbin-
dungen zu aktivieren. Die Firma Air Uniqon bedient Flugverkehre nach Berlin und Düsseldorf 
(Erstflüge 12.01.2026) sowie nach Hamburg (Erstflug 13.01.2026). 
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Zudem konnte für das Jahr 2026 Ryanair mit den Strecken nach Mallorca und Alicante in 
den Flugplan aufgenommen werden. Ebenso konnte eine neue Flugverbindung an die Ost-
see (Usedom) angeboten werden. Es steht ferner in Aussicht, dass mit einer derzeit überwie-
genden Wahrscheinlichkeit wieder eine internationale Drehkreuzanbindung an einen europä-
ischen Großflughafen von der Flughafen Friedrichshafen GmbH erzielt werden könnte.  
 
Positiv ist auch, dass nach derzeitigem Kenntnisstand die hohen staatlichen Kosten abseh-
bar niedriger ausfallen werden. In den Beratungen zum Bundeshaushalt 2025 wurden die auf 
30 Mio. Euro gekürzten Mittel zwischenzeitlich wieder auf 50 Mio. Euro erhöht. Die Ge-
schäftsführung geht davon aus, dass eine nachträgliche Erstattung der Kosten für Flugsiche-
rungstechnik (rd. 0,5 Mio. Euro) erfolgen wird. Nach den Beratungen zum Bundeshaushalt 
2026 wurden auch dort wieder 50 Mio. Euro für die Erstattung der Flugsicherungskosten an 
Regionalflughäfen eingestellt, wovon auch die FFG profitiert. Zudem möchte die Bundesre-
gierung zur Jahresmitte 2026 wie geplant die Luftverkehrsteuer senken. Inwieweit Airlines 
diese Ersparnis weiterreichen, ist jedoch offen.  
Insofern zeichnen sich insgesamt positive flugfrequenzstärkende Entwicklungen zur weiteren 
Reaktivierung des Bodensee Airports für Unternehmen der Region ebenso wie für die Bevöl-
kerung ab. Der Flughafen hat zudem zum 1. Januar 2026 das Blockheizkraftwerk vom bishe-
rigen Eigentümer übernommen, so dass ein positiver Gesamtliquiditätseffekt von rd. 180 
Tsd. Euro p. a. erzielt werden kann. Die FFG hat ferner zum Ziel, dass Investitionen im Be-
reich „Energie“ (PV-Anlage, Batteriespeicher) umgesetzt werden, so dass der Betrieb dies-
bezüglich nachhaltig gesichert wird. Die Geschäftsführung arbeitet an einem Konzept, dass 
Zusatzerlöse aus der Erzeugung, Speicherung und Handel mit Strom und perspektivisch mit 
Wasserstoff generieren soll. Dies könnte die Liquidität verbessern und die wirtschaftliche 
Stabilität sichern. 
Risiken ergeben sich derzeit demgegenüber verstärkt durch den Irankrieg mit steigenden Öl- 
und Kerosinpreisen (welche die Kosten von Airlines erhöhen) und ansteigende Inflationser-
wartungen. Zudem könnte der Nahost-Konflikt zu Nachfrageeinbrüchen bei Strecken (z. B. 
Türkei, Ägypten) führen. 
 
Aufgrund der beachtenswerten positiven Entwicklungen am Flughafen schlägt die Verwal-
tung vor, diese Entwicklung zu unterstützen und möglichen Chancen nicht entgegenzu-
stehen. Hierfür wäre die Beschlussfassung über eine weitere (beihilfefreie) Finanzierung für 
die FFG erforderlich.  
 
Der Flughafen ist in der Vergangenheit unverschuldet sehr mannigfaltig von negativen Ereig-
nissen betroffen gewesen. Dies waren beispielhaft u. a. die Insolvenz von Hamburg Internati-
onal, von Hamburg Airways, von InterSky, von VLM, von Germania, von Air Berlin sowie von 
Kriegen und kriegerischen Auseinandersetzungen andernorts mit Einfluss auf Flugverkehr 
(Ukraine-Krieg, aktueller Golf-Krieg), Streckenstreichungen von Airlines, massiven Weltwirt-
schaftsauswirkungen mit Auswirkungen auf Flugverkehr durch die Corona-Pandemie. Zuletzt 
stieg die Lufthansa noch aus dem bedeutsamen innerdeutschen Flugverkehr zwischen 
Frankfurt am Main als Drehkreuzverbindung und Friedrichshafen aus.  
Die Leitung und Gremien der FFG befanden sich insofern permanent seit Jahren im Krisen-
modus, um diese gravierenden Veränderungen, Einschnitte oder Ausfälle durch ihre Ideen, 
Initiativen und andere sich bietenden Möglichkeiten und Substitutionen so gut wie irgendwie 
möglich zu kompensieren.  
Es erscheint aus den vorangestellten Ausführungen passend, den sich abzeichnenden 
Wachstumskurs der FFG sowie die dargestellten Chancen und Entwicklungen zu unterstüt-
zen. Der Bodensee-Airport hat es zuletzt geschafft, innerdeutsche Verkehr wieder zu reakti-
vieren, Ryanair als Airline (wieder) zu gewinnen und zudem offenbar erfolgs- und vielver-
sprechend auch an einer notwendigen Drehkreuzverbindung zu arbeiten. 
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Die im Beschlussvorschlag vorgesehenen finanziellen Unterstützungsleistungen der beiden 
öffentlichen Gesellschafter Bodenseekreis und Stadt Friedrichshafen sind der Höhe nach 
und zeitlich begrenzt auf jeweils 1 Mio. Euro für drei Jahre (Anteil Bodenseekreis damit in 
Summe maximal 3 Mio. Euro). Die darüber hinaus benötigten Finanzbeiträge und Unterstüt-
zungsleistungen im Hinblick auf Verlustausgleich und Investitionskosten sind durch die Pri-
vatwirtschaft bzw. die privaten Gesellschafter / Förderverein zu erbringen.  
 
Damit werden die privaten Unterstützer stärker in die Pflicht genommen. Dies erfolgt insbe-
sondere vor dem Hintergrund der eigenen prekären Haushaltssituation der Gebietskörper-
schaften.  
 
Aufgrund der beihilferechtlichen Vorgaben kommt derzeit als Unterstützungsleistung aus-
schließlich der Gewährung eines beihilfefreien, marktkonformen Darlehens durch die öffentli-
chen Gesellschafter in Betracht. Eine mögliche Wandelung des Darlehens in einen Zuschuss 
könnte durch die Anpassung der Luftverkehrsleitlinien (LV-LL) als auch die Allgemeine Grup-
penfreistellungsverordnung (AGVO) durch die EU-Kommission erfolgen. Nach dieser Novel-
lierung könnten Betriebs- und Investitionsbeihilfen für Flughäfen unter 500.000 Passagieren 
zulässig werden. Die Novellierung der AGVO befindet sich bereits in der Konsultation durch 
die Europäische Kommission und sie soll voraussichtlich Anfang 2027 in Kraft treten und die 
bisherige AGVO ablösen.  
Dann könnte eine volle oder anteilige Wandelung des ausgereichten Darlehens ab 2027 in 
einen verlorenen Zuschuss unter dem Vorbehalt eines entsprechenden Gremienbeschlusses 
zulässig werden. Über eine solche Wandelung wäre zu gegebener Zeit gesondert zu ent-
scheiden. 
 
Nennenswerte Vorteile des Flughafens sind: 
 

- Konnektivität: Flughafen verbessert schlechte Anbindung (Schiene, Straße); verbin-
det Wirtschaft, Fachkräfte und Menschen mit anderen Regionen 

- Wirtschaftliche Wertschöpfung in der Region: Steuereinnahmen von ca. 55-80 Mio. 
Euro p. a. (Studien M2P, Roland Berger angepasst). Luftfahrtmesse AERO der 
Messe Friedrichshafen generierte 2025 mit 30.500 Besuchern ca. 28 Mio. Euro an 
Einnahmen in die Region 

- Tourismus: Urlaub & Städtereisen, Urlaubsziele oder Herkunftsländer 
- Luft- und Raumfahrtcluster AIRea: Teilhabe an Innovationen (Airbus, Diehl, Liebherr 

Aerospace), Hochschulen, Forschung (https:/www.bodensee-airea.de)  
- Transformation zu CO2-neutralem Flughafen  
- sichert Teilhabe an neuen Technologien und Innovationen (Elektro, Wasserstoff, …) 
- Gewährleistet Betrieb der Zeppelin Luftfahrt 

 
Es sprechen starke Gründe für den Flughafen Friedrichshafen: 
 

1. Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge und regionalen Gleichwertigkeit: 
Der Bodensee-Airport Friedrichshafen ist in Anbetracht der Randlage und noch nicht voll-
ends bzw. gut ausgebauter alternativer Verkehrsverbindungen derzeit ein unverzichtbarer 
Bestandteil der regionalen Verkehrsinfrastruktur und damit Teil der öffentlichen Daseinsvor-
sorge. Er gewährleistet gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen im ländlich geprägten 
Bodenseeraum und sichert die Mobilität von Bevölkerung, Beschäftigten und Unternehmen 
bzw. leistet einen wertvollen und entscheidenden Beitrag hierzu. 
 

2. Starker Impulsgeber für regionale Wertschöpfung und Steuern: 
Mit einer seinerzeit jährlichen Wertschöpfung von rund 55 - 80 Mio. Euro trägt der Flughafen 
maßgeblich zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und zu stabilen Steuereinnahmen in der 
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Region bei.1 Großveranstaltungen wie die AERO-Messe 2025 allein generierten 27,9 Mio. 
Euro regionale Einnahmen2 und stärken nachhaltig Hotellerie, Gastronomie, Messewirtschaft 
und Dienstleistungssektor. 
 

3. Standortfaktor für eine exportorientierte Schlüsselregion: 
Die Bodensee-Region zählt zu den Top 50 Industrie-Clustern Europas3 und lebt von ihrer in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit. Der Flughafen ist ein zentraler Standortfaktor, um glo-
bale Märkte zu erreichen, Unternehmensentscheidungen abzusichern und qualifizierte Fach-
kräfte für die Region zu gewinnen und zu halten. 
 

4. Arbeitsplatzsicherung und verlässliche Einnahmen für die öffentliche Hand: 
Rund 1.050 Arbeitsplätze hängen direkt oder indirekt vom Flughafen Friedrichshafen ab. 
Diese sichern jährliche Steuereinnahmen von rund 1,97 Mio. Euro4 für die öffentliche Hand 
und leisten damit einen messbaren Beitrag zur Finanzierung kommunaler und regionaler 
Aufgaben. 
 

5. Öffentliche Finanzierung schafft Planungssicherheit und Verantwortung: 
Kein deutscher Regionalflughafen erwirtschaftet ein positives EBITDA ausschließlich aus 
Luftfahrtumsätzen; eine öffentliche Finanzierung von Betriebs- und Investitionskosten ist 
Standard. Die feste Verankerung dieser Mittel in den Haushalten der öffentlichen Gesell-
schafter eine längerfristige Gewährung schafft Planungssicherheit sowohl für die FFG als 
auch für deren Akquise von Vertragspartnern und ermöglicht nachhaltige Investitionen und 
unterstreicht die politische Verantwortung für eine zukunftsfähige Infrastruktur. 
 
 
3. Finanzielle Auswirkungen:  
 
Für das Darlehen werden Mittel in Höhe von jährlich 1 Mio. Euro benötigt. Im laufenden 
Haushaltsjahr sind diese außerplanmäßig bereitzustellen. Für die Jahre 2027 und 2028 wer-
den die erforderlichen Summen im Haushaltsplan veranschlagt. In Summe sind damit für die 
Jahre 2026 bis 2028 insgesamt 3 Mio. Euro fällig.  
 
Zu dieser Summe hinzu kommen die erforderliche Beratungsleistungen, insbesondere für die 
beihilferechtliche Prüfung der Zahlungen, deren Höhe derzeit nicht genau beziffert werden 
kann. 
 
Bei einer Änderung der beihilferechtlichen Vorgaben wäre eine Umwandlung der Darlehen in 
echte Gesellschafterzuschüsse zu prüfen. 
  
 
 
 

 
1 Studien: M2P Consult 2025; Roland Berger 2020 
2 Analyse: Messe Friedrichshafen 2025 
3 Studie Dr. Scherer, Universität St. Gallen 2025 
4 Quelle: 2024 www.statistik-bw.de 


	Anlage
	Beschlußvorschlag
	Zuständig
	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Sachverhalt

